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DRINGLICHKEITSANTRAG 
 
Auf eine Anfrage der BIBS-Fraktion an die Verwaltung zum Sachstand der Einholung des Buß-
geldes, welches dem Investor für das Milleniums-Theater für seine baurechtlichen Fehlleistun-
gen auferlegt wurde, antwortete die Verwaltung, dass überhaupt keine Maßnahmen getroffen 
worden seien, weil der Betroffene Einspruch gegen den vor mehr als einem Jahr ergangenen 
Bußgeldbescheid eingelegt habe. Die BIBS-Fraktion hält dies für untragbar, dass die Stadt kei-
ne juristischen Maßnahmen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren gegen den fehlbaren Thea-
terbauherren eingeleitet hat, um das Bußgeld auch tatsächlich einzuholen. Dies vorausge-
schickt und insbesondere auch, weil es sich beim Bußgeld um einen Millionenbetrag handelt, 
beantragt die BIBS-Fraktion: 
 
„Die Stadt möge unverzüglich und engagiert Maßnahmen zur tatsächlichen Einholung des Buß-
geldes ergreifen, selbstverständlich auch in einem wie üblich öffentlichen Gerichtsverfahren, 
wie die Verwaltung dies regelmäßig anstrengt, auch wenn es um weit geringere Verfehlungen 
geht und auch unverzüglich darüber berichten.“ 
 
Begründung: 
Der Investor hat der Partei des Leiters der Stadtverwaltung in der Vergangenheit größere 
Summen gespendet und er ist auf dem Grundstück derselben Partei auch eine Wirtschaftssym-
biose eingegangen, d.h. der fehlbare Investor lebt mit der Partei des Oberhauptes der Stadt-
verwaltung quasi in einem wirtschaftlichen Konkubinat. Die Dringlichkeit ergibt sich daraus, 
dass unbedingt noch vor Eintritt des Wahlkampfes dem bösen Schein der Begünstigung und 
Korruption entgegengewirkt werden muss, der ansonsten wie ein schwerer Filz über einem 
Gemeinwesen lasten kann und den Rechtsstaat zu ersticken droht.  
 
Gez. Peter Rosenbaum  


